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Werktätigen, für das zur Erfüllung der Hauptaufgabe er­
forderliche Wirtschaftswachstum, über den komplexen In­
halt staatlicher Leitungsprozesse, die Mitwirkung der Werk­
tätigen an ihnen und die effektivsten Formen ihrer Organi­
sation, und wir brauchen Beiträge zur weiteren Festigung 
der Gesetzlichkeit, Sicherheit, Ordnung und Disziplin.

Zweitens geht es darum, die Wirklichkeit noch genauer 
zu erfassen, mit größerer Konsequenz die fortgeschrittenen 
Erfahrungen zu analysieren und auf dieser Grundlage theo­
retisch aussagekräftige und für die Praxis verwertbare 
Schlußfolgerungen, Vorschläge und Orientierungen zu er­
arbeiten. Das Ziel jeder Forschung muß noch stärker am Nut­
zen für die gegenwärtige und zukünftige Praxis orientiert 
sein. Von wissenschaftlichen Untersuchungen ist zu fordern, 
daß sie nicht bei Feststellungen stehenbleiben, sondern die 
Ursachen von Erscheinungen aufdecken, Zusammenhänge 
aufzeigen, fundierte Aussagen über kurz- und langfristige 
Entwicklungstendenzen und Wirkungsbedingungen treffen 
und Lösungswege, auch Lösungsvarianten Vorschlägen und 
begründen.

Wie die Erfahrung zeigt, werden solche Ergebnisse vor 
allem dann erzielt, wenn die Arbeit von Anfang an mit dem 
Praxispartner gestaltet wird, stabile Praxisbeziehungen be­
stehen und wenn die Untersuchungen möglichst komplex er­
folgen sowie die Ergebnisse gemeinsam ausgewertet werden. 
Es geht dabei immer um die Einheit von Theorie und Pra­
xis, von Wissenschaft und Politik.

Eine auf diese Weise an der Praxis und auf die Praxis 
orientierte wissenschaftliche Arbeit wird auch dazu beitra­
gen, daß Publikationen von Staats- und Rechtswissenschaft­
lern noch lebendiger und überzeugender geschrieben werden 
und an Beweiskraft und Bildhaftigkeit gewinnen.

Drittens ist es notwendig, die internationale und inter­
disziplinäre Zusammenarbeit mit den Staats- und Rechts­
wissenschaftlern der sozialistischen Bruderländer, vor allem 
der Sowjetunion, zu verstärken. Sie erweist sich immer mehr 
als wichtige Quelle für den Leistungszuwachs, für ein hö­
heres Niveau der Forschungsergehnisse und größere Praxis­
wirksamkeit. Die Entwicklung der interdisziplinären Zu­
sammenarbeit vollzieht sich noch zu langsam. Um das ent­
schieden zum Positiven zu verändern, sind Anstrengungen 
in allen wissenschaftlichen Bereichen, insbesondere auch bei 
der Befähigung des wissenschaftlichen Nachwuchses, notwen­
dig.

Es geht nicht nur darum, daß die Zweigdisziplinen der 
Staats- und Rechtswissenschaft enger zusammenrücken. Vor 
allem ist es erforderlich, daß die fortgeschrittenen Erkennt­
nisse anderer Wissenschaftsdisziplinen, wie etwa der Phi­
losophie, der Wirtschaftswissenschaften, der Soziologie, für 
die staats- und rechtswissenschaftliche Arbeit stärker ge­
nutzt werden. Grundlegende gesellschaftliche Entwicklungs­
prozesse sind in enger Gemeinschaftsarbeit mit diesen Dis­
ziplinen zu untersuchen. Für eine solche Arbeitsweise soll­
ten von den Staats- und Rechtswissenschaftlern noch mehr 
Impulse ausgehen. Dafür trägt besonders die Akademie für 
Staats- und Rechtswissenschaft eine hohe Verantwortung. 
Weniger als je zuvor sind heute bekanntlich die Probleme 
der juristischen Regelung und der staatlichen Leitung gesell­
schaftlicher Prozesse von ihren miteinander verflochtenen 
ökonomischen, sozialen und geistig-kulturellen Inhalten zu 
trennen.

Viertens ist der Beitrag der Staats- und Rechtswissen­
schaft zur gesamten massenpolitischen Arbeit lebendiger und 
überzeugender zu gestalten. Jeder Wissenschaftler sollte sich 
als Propagandist bewähren, sollte seinen persönlichen Bei­
trag leisten, um mit dem Arsenal staats- und rechtswissen­
schaftlicher Erkenntnisse und Argumente das sozialistische 
Bewußtsein der Bürger zu fördern und zu festigen. Es geht 
darum, nicht nur Fakten und Kenntnisse zu vermitteln, son­
dern Haltungen herauszubilden und die Werktätigen für 
die Verwirklichung unserer Politik zum Wohle des Volkes 
und zur Sicherung des Friedens zu mobilisieren.

Dazu sollten vielfältige Formen der schriftlichen und 
mündlichen Propaganda, die Mitarbeit in der Tagespresse, 
im Rundfunk und Fernsehen und in Veranstaltungen der 
Massenorganisationen sowie die Ausarbeitung von Wörter­
büchern, Handbüchern und populärwissenschaftlichen Schrif­
ten genutzt werden.

Fünftens ist es erforderlich, die Forschungsergebnisse 
schneller und wirkungsvoller in die staats- und rechtswis­
senschaftliche Aus- und Weiterbildung zu überführen. Ni­
veauvolle und praxiswirksame theoretische Ergebnisse sind 
eine wichtige Grundlage für eine wissenschaftlich fundierte, 
mit dem gesellschaftlichen Leben verbundene juristische Aus­
bildung. Die Praxisverbundenheit der Ausbildung und die 
wirksame Vermittlung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse

sollten stets eine Einheit bilden. Es liegt in der Verantwor­
tung der Hochschullehrer, hier keine Versäumnisse zuzulas­
sen und durch gegenseitige Information, durch die Auswer­
tung wissenschaftlicher Publikationen, Zeitschriften und 
Konferenzen ein Höchstmaß vermittelter neuer Erkenntnisse 
und fortgeschrittener Erfahrungen an die Studenten zu er­
reichen.

Eine wesentliche Seite der Ausprägung von Selbständig­
keit, Verantwortung und schöpferischer Aktivität der Stu­
denten ist ihre Einbeziehung in die Forschung. Dadurch wird 
nicht nur die Ausbildung interessanter, effektiver und stär­
ker auf die praktischen Probleme unserer Gegenwart bezo­
gen, sondern die Studenten lernen auch, ihr erworbenes Wis­
sen an den konkreten Fragen des Lebens zu erproben und 
zu überprüfen. Wissenschaftliche Arbeit der Studenten ist — 
wie die guten Beispiele zeigen — ein echtes Bewährungsfeld 
im Studium, und alle Hochschullehrer sollten dieses Feld 
für die Erziehung zu Leistungsbereitschaft und Verantwor­
tungsbewußtsein nutzen.

In der Weiterbildung der in der Praxis tätigen Kader 
kommt es vor allem darauf an, die staats- und rechtswissen­
schaftlichen Fragen stärker und tiefgründiger mit der Ver­
wirklichung der ökonomischen Strategie und den aktuellen 
Aufgaben zur Steigerung der Leistungskraft der Volkswirt­
schaft zu verbinden. Zugleich sind die vielfältigen Erfahrun­
gen und Kenntnisse der Staatsfunktionäre, Richter und Staats­
anwälte für die Lösung von wissenschaftlichen Aufgaben 
noch effektiver zu erschließen.

Sechstens ist es von erstrangiger politischer Bedeutung, 
die kommunistische Erziehung der Studenten und des wis­
senschaftlichen Nachwuchses ständig zu qualifizieren. Unser 
Staat braucht Juristen, die sich — erzogen auch durch das 
Vorbild ihrer Hochschullehrer — in allen Situationen als glü­
hende Verfechter unserer sozialistischen Sache bewähren, 
für die der Marxismus-Leninismus und die Beschlüsse der 
Partei oberste Richtschnur ihres Handelns sind. Treue zu 
unserem sozialistischen Staat, die Bereitschaft und Fähig­
keit, diesen Staat zu stärken und zu schützen, sich für ihn 
mit allen Kenntnissen und der ganzen Person einzusetzen, 
das sind die politischen Eigenschaften, die es im Studium 
der Staats- und Rechtswissenschaft auszuprägen gilt.

•
Nachhaltig bestätigt die sozialistische Praxis die Worte un­
seres Genossen E. H o n e c k e r  auf dem X. Parteitag: „Die 
sozialistische Staatsmacht unter Führung der marxistisch- 
leninistischen Partei, ihre Autorität und Funktionsfähigkeit 
sind Grundlage und Voraussetzung für das erfolgreiche Vor­
anschreiten. Das ist und bleibt die Grundfrage der sozialisti­
schen Revolution. “3

Zielstrebig wird — wie unsere gesellschaftliche Praxis 
zeigt — der Auftrag des Programms der SED verwirklicht, 
die sozialistische Demokratie weiter zu entfalten und zu ver­
vollkommnen. In allen gesellschaftlichen Bereichen setzt sich 
die Einbeziehung der Werktätigen in die Vorbereitung, 
Durchführung und Kontrolle staatlicher und gesellschaft­
licher Entscheidungen als bestimmender Wesenszug unserer 
Demokratie immer stärker durch. Hier spürt jeder: Unser 
sozialistischer Staat wirkt mit dem Volk und für das Volk. 
Es gibt in unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat kein Gesetz, 
das einer anderen Sache verpflichtet wäre als dem Wohl der 
Werktätigen und der Sicherung des Friedens. Das konnte 
niemals zuvor ein deutscher Staat für sich in Anspruch neh­
men. Die Verfassung unseres sozialistischen Varterlandes ist 
im wahrsten Sinne eine Magna Charta des Volkes. Ihr Ver­
fassungsgrundsatz „Alle politische Macht in der Deutschen De­
mokratischen Republik wird von den Werktätigen in Stadt 
und Land ausgeübt. Der Mensch steht im Mittelpunkt aller 
Bemühungen der sozialistischen Gesellschaft und ihres Staa­
tes“ ist gesellschaftliche Realität und zugleich immer wieder 
eine ständige Herausforderung an uns alle.

Dieser hohe Anspruch schließt di,e Verpflichtung ein, sich 
bei jeder Entscheidung, die zu treffen ist, und bei jeder Auf­
gabe, die wir gemeinsam zu lösen haben, vom Grundsatz 
unserer Arbeit leiten zu lassen: Alles für das Wohl des Vol­
kes. Immer ist zu fragen, welche politischen und sozialen 
Folgen sich durch eine neue Herausforderung für die Werk­
tätigen ergeben und welches für sie und im Interesse ihres 
Staates die effektivste Lösung ist. Unsere Partei ist davon 
überzeugt, daß auch die Staats- und Rechtswissenschaftler 
unseres Landes dieser hohen Erwartung an ihre Arbeit ge­
recht werden.
Teilwiedergabe des Referats, das Egon Krenz auf der staats- und 
rechtswissenschaftlichen Konferenz am 26. Juni 1985 in Berlin gehal- 
ten hat. D. Red.
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